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Bericht über die Umsetzung der flankierenden Massnahmen
Erfreuliche Fortschritte bei der Umsetzung
der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit
Erfreulicherweise hat sich die Umsetzung der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit bedeutend verbessert. Das bestärkt Travail.Suisse in der Überzeugung, dass das Ja zur Ausweitung des Abkommens über den freien Personenverkehr, über die die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger am 25. September 2005 abstimmen werden, gerechtfertigt ist.
Die flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit traten am 1. Juni 2004 in Kraft. Nach einigen Anfangsschwierigkeiten hat sich deren Umsetzung in den letzten Monaten verbessert, und sie zeigen allmählich ihre Wirksamkeit bei der Verhinderung von Lohn- und Sozialdumping.  
Der Druck, der vor allem von Travail.Suisse und seinen Verbänden vor und während der Inkraftsetzung der flankierenden Massnahmen ausgeübt wurde, trägt nun Früchte: Durch die Einsetzung einer Task Force wurde die Frage des Lohndumpings auf höchster politischer Ebene behandelt, und es wurde Druck ausgeübt, damit alle Kantone die flankierenden Massnahmen ernsthaft umsetzen. So nahm seit dem Herbst 2004 die Zahl der von tripartiten und paritätischen Kommissionen durchgeführten Kontrollen deutlich zu.
Verbesserte Organisation und Koordination
Nach der Überwindung der Anfangsschwierigkeiten ist eine bessere Organisation der tripartiten Kommissionen, eine bessere Zusammenarbeit der beteiligten Partner (Kantone und Sozialpartner) und eine bessere Kontrolle festzustellen. Dieser Trend muss noch weiter anhalten, denn noch immer fehlen Inspektoren, welche die erforderlichen Kontrollen durchführen. Da die Verstärkung der flankierenden Massnahmen, die vom Parlament in der Dezembersession 2004 beschlossen wurde, den Einsatz zusätzlicher Inspektoren vorsieht, dürfte sich die Umsetzung noch weiter verbessern.
Keine bedeutende Verschlechterung der Lage
Der Bericht des seco bestätigt, dass Lohn- und Arbeitsbedingungen missachtet werden: Nach 14'000 durchgeführten Kontrollen liegt der Anteil der Verstösse bei etwa 6 Prozent. Es handelt sich dabei meist um Missachtungen der geltenden Lohn- und Arbeitsbedingungen. Ein nicht zu vernachlässigender Teil der Verstösse betrifft die Bestimmungen des Entsendegesetzes (besonders nicht oder zu spät gemeldete Arbeitnehmer).
Die meisten Verstösse wurden im Bauhauptgewerbe, im Ausbaugewerbe, im Hotel- und Gastgewerbe und im Personalverleih begangen.
Für Travail.Suisse ist der Bericht des seco über die Umsetzung der flankierenden Massnahmen in der Zeit vom 1. Juni bis zum 31. Dezember 2004 aber insofern beruhigend, als er zeigt, dass es zu wenige Missbräuche gibt, um eine echte Lohndumping-Situation zu schaffen. Ausserdem war die Missachtung der Lohn- und Arbeitsbedingungen schon vor der Einführung der Personenfreizügigkeit und der flankierenden Massnahmen eine Tatsache. Die Kantone kontrollierten schon damals nicht allzu genau, ob die ausbezahlten Löhne und die Arbeitsbedingungen den Arbeitsverträgen entsprechen.
Kein massiver Zustrom
Auf quantitativer Ebene erwies sich die Befürchtung, dass der Schweizer Arbeitsmarkt nach der Umsetzung der zweiten Phase des Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU von Arbeitnehmer/innen aus dem EU-Raum überflutet würde, als unbegründet. Die Einwanderung entwickelte sich im Rahmen des Erwarteten. Man beobachtet zwar eine ständige Zunahme der Personen, die bis zu maximal 90 Tagen pro Jahr eine Dienstleistung erbringen. Aber diese Zunahme ist darauf zurückzuführen, dass diese Kategorie keine Bewilligung einholen muss, sondern lediglich einer Meldepflicht untersteht. Es scheint, dass ein Teil der Personen, die für weniger als drei Monate verpflichtet wurden, früher illegal in der Schweiz arbeitete. Eine positive Folge davon könnte eine leichte Abnahme der Schwarzarbeit sein.
Die zweite Phase des Personenfreizügigkeitsabkommens führte weder zu einem massiven Zustrom ausländischer Arbeitskräfte noch zu einer Lohndumping-Situation. Ausserdem kann festgestellt werden, dass sich die Umsetzung der flankierenden Massnahmen sowohl im Bereich der Organisation und Koordination als auch in Bezug auf die durchgeführten Kontrollen verbessert hat. Mit der vom Parlament beschlossenen Verstärkung der flankierenden Massnahmen sollte sich die Situation noch weiter verbessern. Das bestärkt Travail.Suisse in der Überzeugung, dass die Bedingungen für eine Unterstützung der Ausweitung der Personenfreizügigkeit am 25. September 2005 erfüllt sind.
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